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Die Düsseldorfer Zeitung zur Tabakrichtlinie:
„Noch schwerer aber wiegt, dass die
Politik der EU, wie bei der Tabakricht-
linie, ein Gefühl der Allmacht des
Staates vermittelt, der sich in alle Le-
benslagen einmischt, gepaart mit ei-
nem Gefühl der Ohnmacht bei den
Menschen. Am besten sollte die EU
deshalb all ihre Gebäude, Fahnen und
Briefköpfe mit Warnhinweisen samt
adäquaten Schockbildern versehen:
Die Politik der Gemeinschaft kann zu
schwerwiegendemTrübsinn führen.“

Die Zeitung zur Frauenpolitik:
„Die Damenriege der Union hat frau-
enpolitisch den Rückzug angetreten.
Gleichstellung, Kinderbetreuung,
Frauenquote - über diese Themen ist
in den Talkshowrunden des Jahres
2012 bis zur völligen Erschöpfung de-
battiert worden und nicht nur dort. Im
Bundestag entschieden wurde am En-
de über den Erhalt des Koalitionsfrie-
dens und der Regierungsmacht. Die
frauen- und familienpolitische Bilanz
dieser Legislatur ist eine Mängelliste.
Es fehlen: 220 000 Betreuungsplätze,
eine gesetzliche Frauenquote und eine
grundsätzliche Inventur der familien-
politischen Leistungen. Kurz, es fehlt
eine moderne Familienpolitik. Das Be-
treuungsgeld ist etwa so modern wie
einMerkel’scher Hosenanzug.“
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Die Berliner Zeitung zur Energiewende:
„Für die Beantwortung der Kernfragen
der Energiewende hat die Bundesregie-
rung noch keine Lösung, so viel wird
aus dem Monitoringbericht deutlich.
Der Aufbruch des uferlos gewordenen
Subventionssystems; die Synchronisa-
tion von erneuerbaren Energien, kon-
ventionellen Kraftwerken und Spei-
chern; die Koordination der Bundes-
länder: Im Griff hat die Regierung den
Umbau der Energieversorgung noch
lange nicht.“

Die Zeitung zur Energiewende:
„Der Zeitpunkt für eine beherzte Re-
animierung hätte nicht besser gewählt
werden können: Eineinhalb Jahre
nach ihrer Ausrufung scheint die
Energiewende klinisch tot zu sein. Die
Klimaschutzziele rücken in immer
weitere Ferne. Die Blackout-Gefahr im
Winter wächst. Hohe Strompreise un-
tergraben die Akzeptanz. Die Haupt-
ressource -- Energie sparen -- bleibt
weitgehend ungenutzt. Doch Timing
ist in der Politik nicht alles. Die neuen
Maßnahmen des Bundeskabinetts rei-
chen nicht aus, um das Herz der Ener-
giewende kräftig schlagen zu lassen.
Die beschlossene Aufstockung der
Mittel für die Dämmung von Gebäu-
den ist nur ein dürftiges Feigenblatt
gegen die Kälte berechtigter Kritik.“
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●➲ Wettervorhersage
Seit Tagen zeigt sich derWinter von sei-
ner schmuddeligen Seite. Ob es trotz Re-
gen und derzeit Temperaturen über dem
Gefrierpunkt doch noch Hoffnung auf
weißeWeihnachten gibt, sehen Sie unter:

www.mittelbayerische.de/wetter

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
mittelbayerische.de/facebook

Mitarbeiter von Siemens und der VKKK
riefen denWeihnachtswunschbaum ins
Leben. Bei der Bescherung erfreuten sie
kranke Kinder und ihre Geschwister.
www.mittelbayerische.de/video

Thomas Gottschalk ist im
März wieder auf Bayern 3
zu hören – gut so?

●➲ Meistgelesen

01 RegensburgDie kriminelle Vereini-
gung „Saat des Bösen“ aus Thüringen
konnte in Regensburg nicht Fuß fas-
sen. Der Rädelsführer wurde festge-
nommen.
02 Diebstahl Ein 69-Jähriger hatte ei-
ne Prostituierte nach Furth imWald
mitgenommen. Als er eingeschlafen
war, schnappte sie sich sein Auto.
03 Fußball Der SSV Jahn steht auf
dem letzten Platz. Mit neuemCoach
und neuen Spielern will man die 2. Liga
halten.
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Reaktionen der User:

Das ist doch die erste „passende“ Idee.
Bissl Musik entstauben, ein Schwänk-
chen dazu erzählen – passt voll ins
Bayern-3-Abendprogramm! Roxana

Ich mag Bayern 3 eigentlich, weil dort
meist nicht so viel gesprochen wird.
Lieber mehr Musik statt sinnfreier Be-
rieselung. Daniel

Was will denn der Sender mit dem
mittlerweile abgehalfterten Gott-
schalk? Schade um die GEZ-Gebühren.

Uwe

Gottschalk und Jauch waren vor Jah-
ren echt top. Aber das ist halt schon
sehr, sehr lange her. Warum geht Tom-
my nicht endlich in Rente? Karin

-Thema
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ie vor rund ein-
einhalb Jahren
unter dem Ein-

druck des Fukushima-
Unglücks ausgerufene
Energiewende kann in
Deutschland nur gelin-
gen, wenn alle Beteilig-
ten, also Bürger,Wirt-
schaft, Politik, Verbän-
de, Bund und Länder
an einem Strang ziehen
– und dasmöglichst auch noch in eine
Richtung. Das quälendeHickhack um
die Förderung der Gebäudesanierung
ist leider ein Beispiel dafür, wie es
nicht gehen sollte.

Fast eineinhalb Jahre haben sich
Bund und die rot-grün regierten Län-
der darüber gestritten, wie ein kräfti-
ges Förderprogramm für die energeti-
sche Sanierung, für die Dämmung von
Gebäuden, für neueHeizungen oder
gut isolierte Fenster, finanziert werden
könnte. Der Bundwollte Hauseigentü-
mern durch kräftige Abschreibungs-
möglichkeiten zu Investitionen an-
spornen. SPD undGrüne lehnten dies
aus vorwiegend ideologischenGrün-
den ab.

Auch das Argument der Praktiker,
dass die Länder unter dem Strich
nichts zuschießenmüssten, sondern
über höhere Steuereinnahmen sowie
mehr Jobs sogar ein Plusmachenwür-
den, überzeugte nicht. Nun hat der
Bund ein Zuschussprogrammaufge-
legt, das jedoch nur die zweitbeste Lö-
sung ist. Ein größererWurf zur Ein-
sparung von Energie und damit von
weniger Treibhausgasen ist im politi-
schenKleinklein gescheitert.

Ein gutes Omen für die noch viel
größerenweiterenHerausforderungen
der Energiewendewar das Geschacher
um die Gebäudesanierung gewiss
nicht. Gestern gaben sich die beiden
zuständigen „Wende-Minister“ Peter
Altmaier und Philipp Rösler ordent-
lichMühe, das politischeManage-
ment der gigantischen Energie-Um-
wälzung rosarot zumalen.Man sei ein
gutes Stück vorangekommen, klopf-
ten sich beide Politiker auf die Schul-

D ter, die sich in denMo-
naten zuvor imWirr-
warr von Zuständig-
keiten undGesetzen,
von Prognosen, Netzen
und Gebühren gehörig
gerauft hatten.
Ganz nach der Art der
Kanzlerin lieben es
Rösler undAltmaier,
sich in Ankündigun-
gen und immer neuen

Foren undGipfeln zu ergehen. Aller-
dings fehlt es den zahllosen Energie-
gipfeln in Deutschland derzeit an be-
herzten Gipfelstürmern. Dies sindwe-
der derWirtschafts-, noch der Um-
weltminister.

Rösler gibt den besorgten Anwalt
wider die steigenden Energiepreise
undwirft kräftig Sand ins Getriebe der
Erneuerbaren. Altmaier wiederum
versucht händeringend, die boomen-
den erneuerbaren Energien, vor allem
die überförderte Photovoltaik, zu bän-
digen und die Klimaschutzziele nicht
aus demBlick zu verlieren.

An beiden Protagonistenmachen
sich die tiefenWidersprüche fest, die
in der Energiewende hart aufeinander
treffen: Atomkraft, Kohle undGas ge-
genWind- und Solarkraft oder Bio-
Energie. Nord-Ländermit großenOff-
shore-Windpark-Kapazitäten gegen
Süd-Ländermit hohem Strombedarf.
Netzbetreiber gegen Energieerzeuger.
Private Verbraucher gegen große
Stromkundenmit satten Rabatten.
Strompreise gegen Versorgungssicher-
heit und der Vorsorge vor einem
Blackout. Notwendiger Leitungsaus-
bau gegen die Bürgerinteressen vor
Ort.

Die Crux an der Energiewende ist,
dass genau diese vielen gravierenden
Interessengegensätze vereint werden,
dasswahnsinnig viele Zahnräder inei-
nandergreifenmüssen. Das Problem
der langfristig angelegten Energiewen-
de ist auch, dass sie von kurzatmiger
Politik gemanagtwird, die eher nach
Wahlterminen schielt, statt sich an
langfristigen Linien undNotwendig-
keiten zu orientieren.
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KOMMENTAR

ENERGIEWENDEAltmaier und Röslermalen die Lage rosarot.
Dabei steht der wirkliche Kraftakt noch bevor.

Gipfel ohne Stürmer
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VON REINHARD ZWEIGLER, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum
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WEITERE KOMMENTARE

Altersgrenze:Nurweil ein Landrat 65
wird, ist er deshalb nicht gleich unfähig,
sein Amt zu führen. ➤ SEITE 13

Gesundheit:Die neue Tabakrichtlinie ist
richtig. Doch die EU sollte sich nicht
überall einmischen. ➤ SEITE 6

Das sogenannte Mietrechtsänderungs-
gesetz ist für die Mieter in weiten Tei-
len ein „Mietrechtsverschlechterungs-
gesetz“. Die beschlossenen Neurege-
lungen führen zu drastischen Miet-
rechtsverschlechterungen. Statt not-
wendige Korrekturen vorzunehmen,
werden Mieterrechte eingeschränkt
und abgeschafft: Mit dem Mietrechts-
änderungsgesetz wird unter anderem
das Mietminderungsrecht bei energe-
tischen Baumaßnahmen für drei Mo-
nate abgeschafft.

Beim Autokauf kann man den
Kaufpreis mindern, wenn das Auto ru-
ckelt. Die Mieter jedoch haben unter
Lärm und Schmutz und sonstigen Ein-
schränkungen zu leiden und müssen
nunmehr die gleiche Miete für eine
schlechtere Leistung zahlen! Ganz zu
schweigen davon, dass sie nach der
Modernisierung auch noch eine höhe-
reMiete bezahlenmüssen.

Die 11-prozentige Umlage der Mo-
dernisierungskosten wurde nicht an-
getastet, obwohl der Mieterbund dies
seit Jahren vehement fordert – auch
wenn dies dazu führt, dass Mieten ge-
rade in Ballungsräumen weiter explo-
dieren. Nach energetischen Moderni-

sierungen sollten Mieter nur insoweit
zur Zahlung vonMieterhöhungen ver-
pflichtet werden, als sie auch tatsäch-
lich einsparen. Da die Umlage bis zum
Ende des Mietverhältnisses gezahlt
wird, profitieren die Vermieter. Ihre
Investition ist schon lange amortisiert,
die Mieter zahlen immer noch. Auch
hier hätte man ansetzen können und
müssen, um die Mietpreisexplosionen
zu dämpfen.

Zwar hat sich die Bundesregierung
besonnen und die Kappungsgrenze in
Ballungsgebieten von 20% innerhalb
von 3 Jahren auf 15 % innerhalb von 3
Jahren gesenkt. Aber das ist nur ein
Tropfen auf den heißen Stein der er-
hitzten Mietmärkte in Ballungsgebie-
ten und ist noch vom „Goodwill“ der
Länderregierungen abhängig. Seeho-
fer hatte zwar schon angekündigt, zu
prüfen, welche Gebiete geeignet sind,
aber der Koalitionspartner FDP, dem
zuliebe auf Bundesebene die Miet-
rechtsreform im Sinne einer Klientel-
politik überhaupt nur durchgeführt
wurde, hat bereits verlauten lassen,

dass man prüfe, ob man diese Rege-
lung nicht nur auf einzelne Stadtteile
begrenzen kann. Durchdacht ist diese
Lösung nicht! Effektiver Mieterschutz
sieht anders aus.

Mieterrechte werden hier ohne
Grund abgeschafft, die politisch Ver-
antwortlichen kümmern sich aber
nicht um die tatsächlichen Probleme,
zum Beispiel um die drastisch steigen-
den Mieten. Um die Mietpreisspiralen
vor allem in München, Ingolstadt und
Regensburg zu bremsen, sind Regelun-
gen zur Begrenzung der Neuvertrags-
miete nötig: Diese darf höchstens zehn
Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen.

Daneben müssen künftig in die ört-
lichen Mietspiegel die Mieten aller
Mietverhältnisse einfließen und nicht
nur derjenigen, in welchen sich die
Miete ohnehin erhöht hat. Beim Mak-
lerrecht muss das Bestellerprinzip rea-
lisiert werden.

Ich bezweifle stark, dass ein Ver-
mieter seine Investition – die ja auch
wünschenswert und notwendig ist –
davon abhängig macht, ob der Mieter
die Miete drei Monate lang nicht min-
dern darf. Noch größer sind meine
Zweifel, dass die mit der Reform unter
anderem verfolgten Ziele, nämlich die
Erhöhung der Sanierungsquote im Ge-
bäudebereich, überhaupt erreicht wer-
den können.

WOHNUNGENDer Gesetzgeber
schafft ohne Grundwichtige
Mieterrechte ab. Um die tat-
sächlichen Probleme küm-
mern sich die Verantwortli-
chen aber nicht.

Mieter sind schlechter dran

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung der Autorin wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

MONIKA SCHMID-BALZERT
Die Autorin ist Geschäftsführerin des Deut-
schenMieterbunds - Landesverband Bayern.
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